
Die Arbeit im Homeoffice ist in vielen Unternehmen in- 
zwischen zur Normalität geworden. Der Gesetzgeber hat nun-
mehr auch arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Rege-
lungen im Zusammenhang mit dem Homeoffice geschaffen, 
deren Eckpunkte wir für Sie zusammengefasst haben.

Begriffsbestimmung

Der Begriff Homeoffice erhält erstmals eine gesetzliche De-
finition. Homeoffice ist gegeben, wenn der Arbeitnehmer 
seine Arbeitsleistung regelmäßig in der eigenen Wohnung 
erbringt. Darunter fallen auch ein Nebenwohnsitz und die 
Wohnung eines nahen Angehörigen oder Lebensgefährten, 
nicht aber öffentliche Orte (z. B. ein Coworking Space). 

Das Kriterium der Regelmäßigkeit dient der Abgrenzung von 
einer bloß fallweisen Arbeitsleistung in der Wohnung des 
Arbeitnehmers. Liegt keine regelmäßige Beschäftigung vor, 
greifen bestimmte Regelungen (z. B. Bereitstellung der not-
wendigen digitalen Arbeitsmittel) nicht.

Homeoffice nach Vereinbarung

Die Beschäftigung im Homeoffice muss zwischen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber vereinbart werden. Die Vereinba-
rung muss zu Beweiszwecken schriftlich abgeschlossen wer-
den und kann aus einem wichtigen Grund (z. B. wesentliche 
Änderung der betrieblichen Erfordernisse oder der Wohn- 
situation des Arbeitnehmers) von beiden Seiten unter Einhal-
tung einer einmonatigen Frist zum jeweils Letzten eines Kalen-
dermonats aufgelöst werden. Zudem kann die Vereinbarung 
auch eine Befristung oder besondere Kündigungsbestimmun-
gen enthalten.

Die Rahmenbedingungen der Arbeit im Homeoffice können 
in Betrieben mit einem Betriebsrat auch Gegenstand einer 
Betriebsvereinbarung sein, in der insbesondere die Bereitstel-
lung digitaler Arbeitsmittel (einschließlich Regelungen über 
deren private Nutzung), ein Rückkehrrecht aus dem Home-
office und der (pauschale) Kostenersatz bei Verwendung eige-
ner digitaler Arbeitsmittel geregelt werden können.
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Online-Plattformen: 
Neue Umsatzsteuer- 

Regelungen ab 1.7.2021

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2.
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Welche umsatzsteuerrechtlichen Regeln gelten ab 
01.07.2021 für Online-Plattformen?

Die inzwischen in nationales Recht 
umgesetzte E-Commerce-Richtlinie 
sieht unter anderem eine Neurege-
lung des Versandhandels über Online-
Plattformen in der Umsatzsteuer vor. 
Ursprünglich war ein Inkrafttreten mit 
01.01.2021 vorgesehen. Coronabedingt 
werden die neuen Regelungen nun aber 
erst ab 01.07.2021 gelten.

Einfuhr-Versandhandel über elektro-
nische Online-Plattformen

Wird ein Liefergeschäft nicht direkt, 
sondern über eine Online-Plattform 
(z. B. Amazon oder shöpping.at) abge-
wickelt, dann wird der Betreiber dieser 
Plattform so behandelt, als hätte er die 
Waren selbst vom Lieferanten erwor-
ben und im eigenen Namen wieder ver-
äußert. Der Betreiber der Plattform 
wird somit selbst zum Steuerschuldner 

der Umsatzsteuer und hat damit ent-
sprechende Aufzeichnungs- und Melde-
pflichten zu beachten, wenn

 • es sich um Lieferungen innerhalb der 
EU durch einen nicht in der EU nie-
dergelassenen Unternehmer an einen 
Endverbraucher (Nichtunternehmer) 
handelt und 

 • es sich um Einfuhr-Versandhandels-
umsätze handelt, bei denen der Ein-
zelwert je Sendung € 150,00 nicht 
übersteigt.

Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf 
des Monats, in dem die Zahlung ange-
nommen wurde. Dies gilt sowohl für 
die Lieferung an die Plattform als auch 
für die Lieferung durch den Plattform- 
betreiber an den Endkunden. Für Waren-
lieferungen über die Plattform an Unter-
nehmer oder für Dienstleistungen wird 
der Betreiber der Plattform hingegen 
nicht zum Steuerschuldner. 

Abfuhr der Umsatzsteuer

Ab 01.07.2021 besteht, abhängig von 
der Ausgestaltung der Transaktion und 
der Ansässigkeit des Steuerpflichtigen, 
die technische Möglichkeit, die Umsatz-
steuer für sämtliche EU-Mitgliedstaaten 
zentral an ein Finanzamt abzuführen 
(„EU-One-Stop-Shop“ – EU-OSS), oder 
sich im Rahmen des Einfuhr-Versand-

handels bei Sendungen unter € 150,00 in 
nur einem Mitgliedstaat umsatzsteuer-
lich zu erfassen und dort die Steuer über 
den „Import-One-Stop-Shop“ (IOSS) zu 
erklären und abzuführen. 

Aufzeichnungspflichten für Plattform-
Betreiber

Wird der Betreiber der Plattform zum 
Steuerschuldner, so treffen diesen die 
allgemeinen umsatzsteuerlichen Auf-
zeichnungspflichten.

Darüber hinaus bestehen spezielle Auf-
zeichnungspflichten für Plattformbe-
treiber ohne Steuerschuldnerschaft, die 
andere dabei unterstützen, Lieferungen 
oder Dienstleistungen an Konsumenten 
zu erbringen. 

Erforderliche Nachweise

Um bestehende Sorgfaltspflichten in 
Zusammenhang mit Versandhandels-
umsätzen nicht zu verletzen, muss ein 
Plattformbetreiber zahlreiche Nach-
weise von seinen Lieferanten beibrin-
gen. Welche Nachweise das konkret 
sind, hängt von den Umständen des 
jeweiligen Einzelfalles ab. Bitte nehmen 
Sie im Zweifel steuerliche Beratung in 
Anspruch, um eventuelle Verstöße und 
eine damit verbundene steuerliche Haf-
tung zu vermeiden! 
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Bereitstellen der notwendigen  
digitalen Arbeitsmittel

Bei regelmäßiger Arbeit im Homeoffice 
muss der Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer die dafür notwendigen digitalen 
Arbeitsmittel (beispielsweise Computer, 
Software, Datenverbindung und Mobil-
telefon) zur Verfügung stellen. 

Davon abweichend kann durch Einzel- 
oder Betriebsvereinbarung aber auch 
vereinbart werden, dass der Arbeitneh-
mer eigene digitale Arbeitsmittel nutzt 
und der Arbeitgeber die angemesse-
nen und erforderlichen Kosten ersetzt. 
Diese Kosten können dabei auch pau-
schal abgegolten werden.

Weitere Regelungen

Weiters gilt für die Arbeit im Home-
office unter anderem:

 • Zahlreiche arbeitsrechtliche Rege-
lungen, wie z. B. zur Arbeitszeit und 
Arbeitsruhe, zur Haftung des Arbeit-
nehmers und zum Arbeitnehmer-
schutz, gelten teilweise in angepass-
ter Form, auch im Homeoffice.

 • Für Zwecke der gesetzlichen Unfall-
versicherung gilt ein Unfall, der in 
einem zeitlichen und ursächlichen 
Zusammenhang mit einer unfallver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung 
steht, auch dann als Arbeitsunfall, 
wenn er sich im Homeoffice ereignet. 

Ebenso sind Unfälle bei der Befriedi-
gung lebenswichtiger Bedürfnisse und 
den dafür notwendigen Wegen in der 
Nähe der Wohnung (z. B. Kauf eines 
Mittagessens im Supermarkt) grund-
sätzlich auch bei der Arbeit im Home-
office geschützte Arbeitsunfälle.

 • Der Wert der vom Arbeitgeber 
zur Verfügung gestellten digitalen 
Arbeitsmittel oder eine ersatzweise 
ausbezahlte Homeoffice-Pauschale 
sind auch in der Sozialversicherung 
beitragsfrei gestellt.

Inkrafttreten

Diese neuen Homeoffice-Regelungen 
sind mit 01.04.2021 in Kraft getreten.

Unser Team . Ihr Erfolg!
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Die COVID-19-Ratenzahlungsmodelle für Steuer- 
und SV-Rückstände ab 30.06. im Überblick
Steuerrückstände

Überwiegend COVID-19-bedingte Ab-
gabenrückstände können in angemes-
senen Raten in zwei Phasen über die 
Dauer von längstens 36 Monaten ent-
richtet werden.

Phase 1 betrifft Abgabenschuldigkei-
ten, die überwiegend zwischen dem 
15.03.2020 und dem 30.06.2021 fällig 
geworden sind, einschließlich der Vor-
auszahlungen an Einkommen- oder Kör-
perschaftsteuer deren Zahlungstermine 
in der Phase 1 gelegen sind. Der Antrag 
auf Ratenzahlung für die Phase 1 ist ab 
dem 10.06.2021 bis zum 30.06.2021 
möglich. Der Ratenzahlungszeitraum 
endet am 30.09.2022. Einmal kann ein 
Antrag auf Neuverteilung der Ratenbe-
träge gestellt werden.

Phase 2 betrifft Abgabenschuldigkei-
ten, für die bereits die Phase 1 gewährt 
worden ist, die aber in diesem Zeit-
raum nicht vollständig entrichtet wer-
den konnten, einschließlich der Voraus-
zahlungen an Einkommen- oder Körper-
schaftsteuer deren Zahlungstermine in 
der Phase 2 gelegen sind. Vorausset-
zung ist, dass in Phase 1 zumindest 40 % 
des überwiegend COVID-19-bedingten 
Abgabenrückstandes entrichtet wur-

den, und kein Terminverlust eingetreten 
ist. Der Antrag ist vor dem 31.08.2022 
einzubringen. Der Ratenzahlungszeit-
raum beträgt längstens 21 Monate. Man 
muss glaubhaft machen, dass der aus 
Phase 1 verbliebene Abgabenrückstand 
zusätzlich zu den laufend zu entrichten-
den Abgaben innerhalb des Ratenzah-
lungszeitraumes der Phase 2 entrichtet 
werden kann. Auch hier kann einmal ein 
Antrag auf Neuverteilung der Ratenbe-
träge gestellt werden.

Beitragsrückstände bei der  
Gesundheitskasse

Mit der Gesundheitskasse können Raten 
grundsätzlich vereinbart werden, wenn 
die Begleichung der Beitragsrückstände 
bis zum 30.06.2021 trotz intensiver 
Bemühungen des Unternehmers nicht 
gänzlich möglich ist. 

Für alle nicht coronabedingten Rück-
stände sind aber die üblichen Termine 
einzuhalten. Die in der Kurzarbeitsbei- 
hilfe enthaltenen Sozialversicherungs-
beiträge sind bis zum 15. des auf die 
Zahlung zweitfolgenden Kalender-
monates an die Gesundheitskasse zu 
überweisen (dies gilt auch bei Erstat-
tungen für freigestellte "Risikopatien-
ten“ sowie bei Ersätzen im Rahmen von 

Absonderungen nach dem Epidemie-
gesetz).

Phase 1: Raten bis längstens 30.09.2022. 
Die bestehenden coronabedingten 
Liquiditätsprobleme müssen glaubhaft 
gemacht werden. Der Ratenantrag kann 
ab 01.06.2021 elektronisch gestellt 
werden. 

Phase 2: Bestehen trotz nachweis-
licher intensiver Bemühungen zum 
30.09.2022 noch teilweise Beitrags-
rückstände aus den Beitragszeiträu-
men Februar 2020 bis Mai 2021, kön-
nen diese in der Phase 2 mittels Raten 
bis maximal 30.06.2024 beglichen wer-
den. Eine der besonderen Voraussetzun-
gen dieser Phase ist, dass im Zeitraum 
vom 01.07.2021 bis 30.09.2022 zumin-
dest bereits 40 % des ursprünglichen 
Beitragsrückstandes beglichen wurden 
und bis 30.09.2022 kein Terminver-
lust eingetreten ist. Es muss glaubhaft 
gemacht werden, dass die Raten zusätz-
lich zu den laufend anfallenden Beiträ-
gen beglichen werden können. Verbind-
lichkeiten aus Beiträgen ab dem Bei-
tragszeitraum Juni 2021 können nicht 
Gegenstand einer Ratenvereinbarung 
sein. Der Antrag muss bis spätestens 
30.09.2022 bei der Gesundheitskasse 
eingelangt sein. 

Ab 01.07.2021 kann ein Arbeitgeber 
seinen Arbeitnehmern eine Wochen-, 
Monats- oder Jahreskarte steuerfrei 
zur Verfügung stellen oder die ent-
sprechenden Kosten steuerfrei erset-
zen. Es fallen dafür auch keine Dienst-
geberbeiträge zum Familienlasten-
ausgleichsfonds und auch keine Kom-
munalsteuer an. Die Beförderung und 
Übernahme der Kosten sind allerdings 
steuerpflichtig, wenn diese anstelle 
des bisher gezahlten Arbeitslohnes 
oder einer üblichen Lohnerhöhung ge-
leistet werden.

Das Finanzministerium hat nun auch 
auf seiner Homepage in Form von 
häufigen Fragen und Antworten seine 

Rechtsmeinung zu bestimmten Fra-
gen veröffentlicht. Hier eine Zusam-
menfassung von einigen wesentlichen 
Punkten daraus:

 • Die Karte muss zumindest am Wohn- 
oder Arbeitsort gültig sein.

 • Bei bestehenden Karten gilt die 
Begünstigung erst ab der Verlänge-
rung der Karte.

 • Die erworbene Karte kann auch 
übertragbar sein. Wenn dafür 
Zusatzkosten anfallen, so sind aller-
dings nur die Kosten der nicht über-
tragbaren Karte steuerfrei.

 • Ein Zuschuss/Beitrag des Arbeit-
gebers kann auch monatlich mit der 
Gehaltszahlung bezahlt werden.

 • Ist eine Jahreskarte nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses noch gültig 
und wurden Kosten für einen Gültig-
keitszeitraum nach der Beendigung 
vom Arbeitgeber übernommen, ist 
dieser Kostenersatz anteilig steuer-
pflichtig.

 • Voraussetzung für die Begünstigung 
ist, dass der Dienstgeber eine Kopie 
der Karte oder der Rechnung des 
Verkehrsunternehmens zum Lohn-
konto nimmt.

 • Wird dem Arbeitnehmer eine 
Wochen-, Monats- oder Jahreskarte 
zur Verfügung gestellt, kann nur für 
jene Strecke ein Pendlerpauschale 
steuerlich beantragt werden, die 
nicht davon umfasst ist.

WIE IST DIE KOSTENÜBERNAHME VON ÖFFI-TICKETS  
AB 1. JULI STEUERLICH BEGÜNSTIGT?
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Welche umsatzsteuerrechtlichen Regeln gelten ab 
01.07.2021 für Online-Plattformen?

Die inzwischen in nationales Recht 
umgesetzte E-Commerce-Richtlinie 
sieht unter anderem eine Neurege-
lung des Versandhandels über Online-
Plattformen in der Umsatzsteuer vor. 
Ursprünglich war ein Inkrafttreten mit 
01.01.2021 vorgesehen. Coronabedingt 
werden die neuen Regelungen nun aber 
erst ab 01.07.2021 gelten.

Einfuhr-Versandhandel über elektro-
nische Online-Plattformen

Wird ein Liefergeschäft nicht direkt, 
sondern über eine Online-Plattform 
(z. B. Amazon oder shöpping.at) abge-
wickelt, dann wird der Betreiber dieser 
Plattform so behandelt, als hätte er die 
Waren selbst vom Lieferanten erwor-
ben und im eigenen Namen wieder ver-
äußert. Der Betreiber der Plattform 
wird somit selbst zum Steuerschuldner 

der Umsatzsteuer und hat damit ent-
sprechende Aufzeichnungs- und Melde-
pflichten zu beachten, wenn

 • es sich um Lieferungen innerhalb der 
EU durch einen nicht in der EU nie-
dergelassenen Unternehmer an einen 
Endverbraucher (Nichtunternehmer) 
handelt und 

 • es sich um Einfuhr-Versandhandels-
umsätze handelt, bei denen der Ein-
zelwert je Sendung € 150,00 nicht 
übersteigt.

Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf 
des Monats, in dem die Zahlung ange-
nommen wurde. Dies gilt sowohl für 
die Lieferung an die Plattform als auch 
für die Lieferung durch den Plattform- 
betreiber an den Endkunden. Für Waren-
lieferungen über die Plattform an Unter-
nehmer oder für Dienstleistungen wird 
der Betreiber der Plattform hingegen 
nicht zum Steuerschuldner. 

Abfuhr der Umsatzsteuer

Ab 01.07.2021 besteht, abhängig von 
der Ausgestaltung der Transaktion und 
der Ansässigkeit des Steuerpflichtigen, 
die technische Möglichkeit, die Umsatz-
steuer für sämtliche EU-Mitgliedstaaten 
zentral an ein Finanzamt abzuführen 
(„EU-One-Stop-Shop“ – EU-OSS), oder 
sich im Rahmen des Einfuhr-Versand-

handels bei Sendungen unter € 150,00 in 
nur einem Mitgliedstaat umsatzsteuer-
lich zu erfassen und dort die Steuer über 
den „Import-One-Stop-Shop“ (IOSS) zu 
erklären und abzuführen. 

Aufzeichnungspflichten für Plattform-
Betreiber

Wird der Betreiber der Plattform zum 
Steuerschuldner, so treffen diesen die 
allgemeinen umsatzsteuerlichen Auf-
zeichnungspflichten.

Darüber hinaus bestehen spezielle Auf-
zeichnungspflichten für Plattformbe-
treiber ohne Steuerschuldnerschaft, die 
andere dabei unterstützen, Lieferungen 
oder Dienstleistungen an Konsumenten 
zu erbringen. 

Erforderliche Nachweise

Um bestehende Sorgfaltspflichten in 
Zusammenhang mit Versandhandels-
umsätzen nicht zu verletzen, muss ein 
Plattformbetreiber zahlreiche Nach-
weise von seinen Lieferanten beibrin-
gen. Welche Nachweise das konkret 
sind, hängt von den Umständen des 
jeweiligen Einzelfalles ab. Bitte nehmen 
Sie im Zweifel steuerliche Beratung in 
Anspruch, um eventuelle Verstöße und 
eine damit verbundene steuerliche Haf-
tung zu vermeiden! 
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Bereitstellen der notwendigen  
digitalen Arbeitsmittel

Bei regelmäßiger Arbeit im Homeoffice 
muss der Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer die dafür notwendigen digitalen 
Arbeitsmittel (beispielsweise Computer, 
Software, Datenverbindung und Mobil-
telefon) zur Verfügung stellen. 

Davon abweichend kann durch Einzel- 
oder Betriebsvereinbarung aber auch 
vereinbart werden, dass der Arbeitneh-
mer eigene digitale Arbeitsmittel nutzt 
und der Arbeitgeber die angemesse-
nen und erforderlichen Kosten ersetzt. 
Diese Kosten können dabei auch pau-
schal abgegolten werden.

Weitere Regelungen

Weiters gilt für die Arbeit im Home-
office unter anderem:

 • Zahlreiche arbeitsrechtliche Rege-
lungen, wie z. B. zur Arbeitszeit und 
Arbeitsruhe, zur Haftung des Arbeit-
nehmers und zum Arbeitnehmer-
schutz, gelten teilweise in angepass-
ter Form, auch im Homeoffice.

 • Für Zwecke der gesetzlichen Unfall-
versicherung gilt ein Unfall, der in 
einem zeitlichen und ursächlichen 
Zusammenhang mit einer unfallver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung 
steht, auch dann als Arbeitsunfall, 
wenn er sich im Homeoffice ereignet. 

Ebenso sind Unfälle bei der Befriedi-
gung lebenswichtiger Bedürfnisse und 
den dafür notwendigen Wegen in der 
Nähe der Wohnung (z. B. Kauf eines 
Mittagessens im Supermarkt) grund-
sätzlich auch bei der Arbeit im Home-
office geschützte Arbeitsunfälle.

 • Der Wert der vom Arbeitgeber 
zur Verfügung gestellten digitalen 
Arbeitsmittel oder eine ersatzweise 
ausbezahlte Homeoffice-Pauschale 
sind auch in der Sozialversicherung 
beitragsfrei gestellt.

Inkrafttreten

Diese neuen Homeoffice-Regelungen 
sind mit 01.04.2021 in Kraft getreten.

www.schmollmueller-partner.at



JUNI 20214

Brainstorming ist eine bewährte Methode, um möglichst 
viele Lösungsansätze für ein Problem zusammenzutra-
gen. Oft sind Fragestellungen aber komplex und schwer 
fassbar. Die Teilnehmer einer Brainstorminggruppe sind 
oft überfordert und die Kreativität ist blockiert.

Hier eignet sich die Methode des Question Stormings, 
um eine Frage in Unterfragen zu detaillieren.

In einem ersten Schritt wird ein Problem als provokante 
Aussage formuliert, wie zum Beispiel „Die Zahl unserer 
Stammkunden nimmt kontinuierlich ab“.

In der Gruppe werden nun von den Teilnehmern in einem 
bestimmten Zeitrahmen Fragen zur getätigten Aussage 
gestellt. Diese werden gesammelt und z. B. auf Kärtchen 
und eine Präsentationswand gepinnt. In dieser Phase dür-
fen weder Antworten noch irgendwelche Kommentare 
zu den formulierten Fragen abgegeben werden.

Jeder Teilnehmer des Question Stormings wählt nun die 
drei wichtigsten/inspirierenden Fragen aus. Jene Fragen, 
die in Summe von den meisten Teilnehmern ausgewählt 
wurden, werden dann in der Gruppe oder in Teams wei-
terbearbeitet. Ziel der Bearbeitung sollte ein Aktionsplan 
sein.

Die richtigen Fragen zu finden, kann Ihnen helfen, Stra-
tegien zu entwickeln und kreative Lösungswege für Pro-
bleme zu finden.

WIE KOMMT MAN MIT FRAGEN ZU  
KREATIVEN LÖSUNGEN?

Österreichische Unternehmer, die zum Vorsteuerabzug 
berechtigt sind, können sich unter bestimmten Vorausset-
zungen auch Vorsteuern, die außerhalb Österreichs angefal-
len sind, erstatten lassen. 

Erstattung aus Drittländern 

Die Frist für die Rückerstattung, der im Jahr 2020 in Drittlän-
dern angefallenen Vorsteuern läuft am 30. Juni 2021 aus. Zu 
den Drittländern zählen alle Länder, die keine Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union sind.

Die Verfahren zur Erstattung der Vorsteuern sind je Land 
unterschiedlich. Für eine Vorsteuerrückerstattung aus einem 
Drittland muss der Antrag in Papierform gestellt werden. Mit 
dem Antrag müssen die Originalbelege und eine vom Finanz-
amt ausgestellte Unternehmerbestätigung mitgeschickt wer-
den. Es empfiehlt sich jedenfalls, eine Kopie der Originalrech-
nung selbst aufzubewahren.

Gleiches gilt auch für ausländische Unternehmer, die kei-
nen Sitz in einem EU-Land haben. Auch sie können bis spä-
testens 30. Juni 2021 die Rückerstattung der im Jahr 2020 in 
Österreich angefallenen Vorsteuern beim Finanzamt Graz-
Stadt beantragen. Neu ab 2021 ist, dass keine Vorsteuern von 
Kraftstoffen geltend gemacht werden können, die ab dem 
14.01.2021 bezogen wurden.

Erstattung aus EU-Mitgliedstaaten

Für Vorsteuer-Vergütungen aus Mitgliedsländern der Europäi-
schen Union (EU) ist noch länger Zeit. Diese Anträge müssen 
elektronisch bis zum 30.09.2021 gestellt werden. 
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Stand: 06.05.2021

Vorsteuererstattung aus 
Drittländern für 2020 bis 
30.06. beantragen!

VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres-

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

April 2021 1,9 101,8 110,1

März 2021 2,0 101,9 110,3

Februar 2021 1,2 100,8 109,1

Fälligkeitsdatum 15. Juni 2021

USt, NoVA, WerbeAbg  für April 

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Mai 
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